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g e g e n"

Beklagte und Revisionsheklagteo

Der 20 Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 11° Oktober 1975 in
Berlin durch den Vorsitzenden Richter

B r a c k m a n n ‚ die Richter

F r i e d r i c h und Dr° K r a s n e y und
die ehrenamtlichen Richter S c h n i e w i n d

und M e l z e r '
für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

SChleswig—Holsteinischen Landessozialgerichts

vom 5„ Juni 1972 wird zurückgewiesen°

KOsten sind nicht zu
erstatten„'
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Q;r_ü n d e

Der Kläger arbeitete bis zur Übersiedlung in die Bundese
republik Deutschland am 25„ Februar 4969 im landwirtschaft—

lichen Betrieb seines Vaters in Ukta, Kreis Sensburg

(Ostpreußen)„ Dort hatte er am 5„ Dezember 4965 beim Brenn—

holzschneiden mit der Kreissäge einen Unfall erlitten‚ wo—

bei sämtliche Beugésehnen und Nerven der linken Hand im

Handgelenk durchtrennt wurden° Er ist dadurch um 50 voH°

in seiner Erwerbsfähigkeit gemindert° Aus der polnischen

Unfallversicherung erhielt der Kläger keine Leistungen,

weil er nicht versichert war„ Im Jahre 4968 schloß der Klä—

ger bei der Staatl‚ Versicherungsanstalt, Inspektorat Sens—

burg, eine Unfallversicherung ab, die bis zu seiner Über—

siedlung bestanden hat° Die Beklagte lehnte durch Bescheid

vom 60 November 4969 di6.Gewährung von Entschädigungslei—

. stungen für die Folgen des Unfalls vom 5„ Dezember 4965 ab,

weil im Zeitpunkt des Unfalls im Herkunftsland kein Unfall—

versicherungsschutz bestanden habe„ Nach 5 5 des Fremdrenten—

und Auslandrenten—Neuregelungsgesetzes (FANG) vom 250 Februar
4960 sei das Bestehen eines Versicheru■gsschutzes Voraus—

setzung für die Gewährung von Leistungen aus der gesetz—
lichen Unfallversicherung„

Klage und Berufung sind ohne Erfolg geblieben (Urteil
des Sozialgerichts —SG—Kiel vom 24„ November 4974 und des

Schleswig—Holsteinischen‚Landessozialgeriéhts —LSG—vom
5° Juni 4972)„ Das LSG hat zur Begründung ausgeführt: Der

Kläger habe nach % 5 Abs° 4 Nr„ 2 b des @cemdrentengesetzes

(FRG) idF des FANG vom 25° Februar 4960 ÖBGBl I 93)‚ der als

Anspru9h5grundlage allein in Betracht
ko£me,

keinen Ent—

schädigungs'anspruch° Nach dieser Vorschrift werde nach den
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für die gesetzliche Unfallversicherung maßgebenden bundes—

rechtlichen Vorschriften auch entschädigt ein Arbeits—

unfall, wenn sich der Unfall nach dem 500 Juni 4944 in

einem Gebiet ereignet hat, aus dem der Berechtigte ver—

trieben ist, und der Verletzte, weil eine ordnungsmäßig

geregelte Unfallversicherung nicht durchgeführt werden ist,

nicht versichert war° Da die sonstigen Voraussetzungen

vorliegen, komme es für die Entscheidung des Rechtsstreits

allein darauf an, ob die Nichtversicherung darauf beruht,

daß eine ordnungsmäßig geregelte Unfallversicherung '

nicht durchgeführt werden ist„ Nach dem Sinn und Zweck

des EEG sei die Nichtdurchführung einer ordnungsmäßig

geregelten Unfallversicherung jedoch nicht auf den kon—

kreten Fall zu beziehen, sondern dahin zu verstehen, daß

eine Unfallversicherung generell nicht durchgeführt wor—

den sei, der Verletzte also mangels Ordnungsmäßigkeit‘in

diesem speziellen staatlichen Bereich nicht versichert

war, Die Beweisaufnahme habe ergeben, daß im polnisch

verwalteten Gebiet im Jahre 1965, als sich der Unfall er—
eignete, eine ordnungsmäßig geregelte Unfallversicherung

bestanden habe° Nach dem Gutachten des Dr, U Iiä■l■ vom
Institut für Ostrecht der Universität Köln vom 40 Dezember

1970 haben im Jahre 4965 Arbeitnehmer und ihre Familien

nach dem Dekret vom 250 Juni 1954 der gesetzlichen Unfall—

versicherung unterlegen° Nächste Angehörige des Arbeit—

gebers seien jedoch nur dann in der gesetzlichen Unfall—

versicherung versichert gewesen, wenn der Arbeitsvertrag

oder der Ausbildungsvertrag in notarieller Form abge—

schlossen war und die Angehörigen nicht gemeinsam mit

derjenigen Person wohnten, auf deren Rechnung der Betrieb

geführt wurde, Es habe somit im Zeitpunkt des Unfalls

eine gesetzliche Unfallversicherung bestanden, die nach

Erfüllung besonderer Voraussetzungen auch Familienange—

hörige des Arbeitgebers erfaßteo Die angeführten Ein—
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schränkungen ständen der Ordnungsmäßigkeit nicht_entgegen,

da sie nicht den Wesenskern der gesetzlichen Unfallver—
sicherung beträfenn Zudem sehe das System der sozialen ‘

-Sicherheit für die mithelfenden Familienangehörigen im

polnisch Verwalteten Gebiet eine zweite Versicherungsmög—‘

lichkeit vor„ Nach dem Gesetz vom 2° Dezember 1958 können

sowohl der Eigentümer eines privaten Bauernhofes als auch

' seine Familienangehörigen, die mit ihm zusammen auf dem

Hof leben und dort entgeltlich oder unentgeltlich tätig

sind? bei der Staatl° Versicherungsanstalt eine Versicherung

gegen unfallbringende Tätigkeiten in der Landwirtschaft

abschließen° Daß dies nur durch einen privaten Vertrag ge—

schehen könne, sei unerheblich„ Die Grenze zwischen öffent—

lichem und privatem Recht, die selbst in der Bundesrepu—
. blik Deutschland oft schwer zu ziehen sei, sei in Polen von

geringerer Bedeutung‚ da es dort keine privatrechtlichg

organisierten Versicherungsanstalten gebe„ Zudem begründee

-ten solche Verträge eine Versicherung bei einem nicht—

deutschen Träger der gesetzlichen Unfallversichérung i„S„

des 5 5 Abs„ 1 Nr„ 2 b FRGmit der Folge, daß-auchLeistun—
gen der deutschen gesetzlichen Unfallversicherüng zu ge—

währen sind° Die Beweisaufnahme habe auch nicht ergeben,

daß der Kläger als Deutscher diskriminiert war und daher

etwa aus diesem Gesichtspunkt eine ordnungsmäßig geregelte

Unfallversicherung nicht bestanden haben könnte°

Das LSG hat die Revision zugelassen°

Der Kläger hat dieses Rechtsmittel eingelegt und wie folgt

begründet: Es sei zwar richtig„ daß das negativ gefaßte

Tatbestandsmerkmal des 5 5 Abs„ 1 Nr° 2 b DRG, daß

"eine ordnungsmäßig geregelte Unfallversicherung nicht
durchgeführt worden ist", nicht auf den konkreten Einzel—

fall zu beziehen sei, sondern die Fälle meine, in denen
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im fraglichen Gebiet ganz allgemein keine ordnungsmäßig

geregelte Unfallversicherung vorhanden
ware Dennoch könne

das Urteil des LSG keinen Bestand haben, weil der hier zu

entscheidende Rechtsstreit einen solchen Fall zum
Gegen—

stand habe° Bei der Auslegung des Begriffs der ordnungs—

mäßig geregelten Unfallversicherung müsse die Au3gestal—

tung des Unfallversicherungrechts im Bereich der Bundes—

republik Deutschland beachtet werden„ Diesem sei wesent—

lich, daß Arbeitnehmer kraft Aufnahme der versicherten

Tätigkeit in den Genuß des Unfallversicherungsschutzes

kommen„ Dieses aus dem sozialen Schutzgedanken geborene

Prinzip werde auch ohne Einschränkung bei hauptberuflich

im Unternehmen eines nahen Verwandten tätigen Arbeitneh—

mers angewendet, zumal da gerade in diesem Bereich der_
Schutz der Sozialversicherung häufig besonders erforderlich

sei„ Dieser durch das deutsche Sozialversicherungsrecht

gesetzte Maßstab müsse auch bei der Beurteilung der Frage,

Qb für ihn in Polen ein geregeltes Unfallversiöherungssy—

stem vorhanden war, den entscheidenden Ausschlag geben;

Demgegenüber könne nicht der Einwand überzeugen, daß der

Schutz der in Polen bestehenden Unfallversicherung durch

freiwilligen Beitritt hätte herbeigeführt werden können°

Auch der Hinweis, das gleiche Ergebnis wäre durch eine

Beurkundung des Arbeitsvertrages zu erreichen, gehe am

Wesenskern des Schutzgedankens jeder sozialen Unfallver—

sicherung vörbei° Denn in den meisten Fällen könne die-

Kenntnis derartiger Versicherungsmöglichkeiten nicht

vorausgesetzt werden° '

Der Kläger beantragt,

die Urteile desSGKiel vom24„ November4974
und des Schleswig—Holsteinischen LSG vom
50 Juni 1972 sowie den Bescheid vom 60 November

4969 aufzuheben und die Beklage zu verurteilen„
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ihm eine Verletztenrente nach einer Min—

derung der Erwerbsfähigkeit (MdB) von 50 v„H°

zu gewähren°

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Sie trägt vor, der Kläger habe keinen Entschädigungs—

anspruch, weil er zur Zeit des Unfalls nicht bei einem

nichtdeutschen Träger der gesetzlichen Unfallversicherung

versichert war° Auch die Voraussetzungen des 5 5 Abs° 4

Nr„ 2 b FRG seien nicht gegeben° Die Ordnungsmäßigkeit

orientiere sich nicht an den hiesigen Regelungen für den

gegebenen Fall und auch nicht an dem hiesigen System,

daß für den versicherten Personenkreis und die weiteren

Voraussetzungen Identität vorliegen müsse°

II

Der Senat hat mit Einverständnis der Beteiligten ohne

mündliche Verhandlung entschieden (5 124 Abs„ 2 Sozial—

gerichtsgesetz — SGG —)°

Die Revision des Klägers ist nicht begründet°

Zutreffend ist das LSG davon ausgegangen, daß ein An—
spruch des Klägers auf Entschädigung für die Folgen

des Unfalls, den er am 5„ Dezember 1965 im landwirt—

schaftlichen Unternehmen seines Vaters in Ukta, Kreis

Sensburg (Ostpreußen) erlitten hat, nur aus dem Fremd—
rentenrecht der Bundesrepublik Deutschland hergeleitet

werden könnte° '
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Nach @ 5 Abs° 4 Nr° 4 und Nr, 2 a FRG ist für einen Ent—
schädigungsanspruch nach Fremdrentenrecht grundsätzlich

Voraussetzung, daß der Verletzte nach dem am Unfallort

geltenden Recht bei einem Träger der gesetzlichen Unfall—

versicherung versichert war (BSG 9, 24, 26; 40, 56, 58;

46, 440, 444; 24, 444, 445; 25, 97, 402; 26, 40, 42;

BSG in Breithaupt 4967, 499; Jantz/Zweng/Eicher, Das neue
Fremdrenten— und Auslands—Rentenrecht, 2, Aufl° S0 24;

Merklc/Michel, Kommentar zum Fremdrenten— und Auslands—

renten—Neuregelungsgesetz, S, 475; Hoernigk/Jahn/Wickenhagen,

Kommentar zum Fremdrenten— und Auslandsrentengesetz,

2, Aufl„ Bd, 402, 405; Linthe in BArbl 4960, 344, 542),

Diese Voraussetzung erfüllt der Kläger nicht,

Wie das LSG von der Revision nicht angefochten festgestellt

hat, war der Kläger nach den im Unfallzeitpunkt am Unfall—

ort geltenden polnischen Vorschriften nicht bei einem
Träger der gesetzlichen Unfallversicherung versichert,

Unerheblich ist, daß der Kläger, wenn der Unfall im Gel—

tungsbereich des FRG eingetreten wäre,_aufgrund der Vor—

schriften des Dritten Buches der Reichsversicherungsord—

nung-RVO—(@@559Abs, 2, 776EVO)hätte Entschädigung
beanspruchen können° Denn der außerhalb des Geltungs—

bereiches des EEG Verunglückte wird durch das EEG nicht-

schlechthin so gestellt, als ob der Unfall sich innerhalb

dieses Geltungsbereiches ereignet hätte (BSG 24, 444,

446; 25, 97, 402; 26, 40, 42; BSGin Breithaupt 4967, 499)°
In dieser vom Gesetzgeber gewollten Einschränkung ist

keine willkürliche oder sachfremde Regelung zu erblicken

(BSG 24, 444, 447)„

Ein Anspruch nach Fremdrentenrecht kann auch nicht aus

5 5 Abs, 4 Nr, 2 b FRGhergeleitet werden, DanaCh wird
ein Arbeitsunfall nach den für die gesetzliche Unfall—
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versicherung maßgebenden bundesrechtlichen Vorschriften

‚auch entschädigt, wenn sich der Unfall nach dem 50„ Juni

1944 in einem Gebiet ereignet hat, aus dem der Berechtig—

te vertrieben ist, und der Verletzte, weil eine ordnungs—

mäßig geregelte Unfallversicherung nicht durchgeführt

werden ist, nicht versichert war°

Zutreffend und von der Revision gebilligt hat das LSG

dazu ausgeführt, daß 5 5 Abs, 1 Nr° 2 b FRG als Aus—

nahmevorschrift jene Fälle betreffe, in denen im Herkunfts—

gebiet des Verletzten ganz allgemein eine ordnungsmäßig

geregelte Unfallversicherung nicht durchgeführt war„ Die

Vorschrift entspricht im wesentlichen dem früheren @ 47

Abs° 8 des Fremdrenten— und Auslandsrentengesetzes vom

70 August 4955 (BGBl I 848) und soll vor solchen Rechts—

nachteilen bewahren, die dadurch entstanden sind, daß

-Verletzte in Vertreibungsgebieten nur deshalb nicht gegen

Unfälle gesetzlich Versichert waren, weil im Zeitpunkt

des Unfalls am Ort des Unfalls eine ordnungsmäßig gere—

gelte Unfallversicherung nicht durchgeführt werden war°

Eine Unfallversicherung ist nicht durchgeführt worden, wenn
infolge der Kriegsereignisse schlechthin oder nur zeitweise

keine Unfallversicherung bestanden hat oder die Unfallver—

sicherung trotz ihres Bestehens, etwa aus Gründen der

Diskriminierung, nicht ordnungsgemäß durchgeführt wurde

(BSG Urteil vom 50° Januar 4968 — 2 RU 7/67 -; Jantz/

Zweng/Eicher aaO S° 25; Merkle/Michel aaO SL 475,

Hoernigk/Jahn/Wickenhagen aaO 80 406; Linthe aaO 542)°

Nach den Feststellungen des LSG ist der Kläger nicht

wegen seiner deutschen Nationalität von der polnischen

Unfallversicherung ausgeschlossen gewesen° Vielmehr er—
_füllte er bei seiner Tätigkeit nicht die Voraussetzungen,

von denen nach polnischen Recht der Versicherungsschutz
in der gesetzlichen Unfallversicherung damals abhing°
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Während Arbeitnehmer und ihre Familien grundsätzlich der

gesetzlichen Unfallversicherung unterlagen, war dies bei

nächsten Angehörigen des Arbeitgebers nur der Fall, wenn
der Arbeitsvertrag in notarieller Form abgeschlossen war
und der Angehörige nicht gemeinsam mit demjenigen wohnte,

auf dessen Rechnung der Betrieb geführt wurde„ Diese be—

sonderen Voraussetzungen für den gesetzlichen Unfallver—

sicherungsschutz der nächsten Angehörigen des Arbeitgebers

in Polen erfüllen nicht das Tatbestandsmerkmal des 5 5
Abs° 4 Nr„ 2 b BBG, daß eine "Ordnungsmäßig geregelte

Unfallversicherung nicht durchgeführt" war° Wie der Senat

bereits entschieden hat, genügt es hierzu nicht‚ daß etwa

die in der Landwirtschaft mitarbeitenden Familienangehöri—

gen mangels einer dem 5 559 Abs„ 2 RVO (% 557 Nr° 40 EVO
aF) vergleichbaren Vorschriften im Herkunftsland nicht.’

versichert sind (BSG in Breithaupt 4967, 499) oder daß

die Gesetzgebung des Herkuhftslandes nicht wie in der
‚

_
Bundesrepublik die Beschäftigung aufgrund eines Arbeits—,

Dienst— oder Lehrverhältnisses (@ 559 Abs° 4 Nr„ 4 EVO)

als entscheidendes Merkmal und Ausgangspunkt für die Ab—

' grenzung des vom Unfallversicherungsschutz erfaßten Per—

sonenkreises benutzt‚ sondern die dem Unfallversicherungs—

schutz unterliegenden Unternehmen und Tätigkeiten in einer

abschließenden Aufzählung aufführt und dadurch der vom
zu Versicherungsschutz orfaßte Personenkreis nicht dem des

Dritten Buches der EVO entspricht (BSG 25, 97‚ 402)°

Hieraus ergibt sich bereits, daß das in der Bundesrepublik

Deutschland geltende Unfallversicherungsrecht nicht der

ausschließliche Maßstab dafür_ist, ob im Herkunftsland

des Verletzten eine ordnungsmäßig geregelte Unfallver—

sicherung bestanden hate Es reicht aus„ daß die gesetz—

liche Unfallversicherung im Herkunftsland eine dem

deutschen im Grundsatz vergleichbares soziales Sicherungs—
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_ qo'_

system ist (BSG 9, 24, 29)° Dies ist bei der polnischen

gesetzlichen Unfallversicherung der Fall° Geringfügige

Unterschiede in der Abgrenzung der Versicherungspflichti—

gen — wie hier die besonderen Voraussetzungen für die'

Versicherung nächster Angehöriger des Arbeitgebers — hat

der Gesetzgeber des FRG in Kauf genommen, indem er das

Versichertsein bei einem Versicherungsträger des Herkunfts—

landes als eines der Merkmale für die Abgrenzung des lei—

stungsberechtigten Personenkreises bezeichnet hate

Ist somit davon auszugehen, daß trotz des nur unter be—'

sonderen Voraussetzungen bestehenden Schutzes der pol—

nischen gesetzlichen Unfallversicherung bei der Tätigkeit

nächster Angehöriger des Unternehmers in dessen Unternehmen

im Herkunftsland des Klägers eine ordnungsmäßig_geregelte
Unfallversicherung durchgeführt war, kann dahingestellt

bleiben7 welche Bedeutung der nach den Feststellungen

des LSG gegebenen Möglichkeit einer vertraglichen Verél

sicherung gegen Unfälle bei der Staatl° Versicherungsan—

stalt zukommt° Ob dadurch, wie das LSG angenommen hat, eine

Versicherung bei einem Träger der gesetzlichen Unfall—

versicherung begründet wird (vgl" 5 6 FRG), ist erst von
Bedeutung, wenn ein Verletzter einen darauf gestützten

Entschädigungsanspruch geltend macht° Im anhängigen Rechts—

streit braucht diese Frage nicht entschieden zu werden,

denn für den Kläger hat eine solche Versicherung im

Unfallzeitpunkt nicht bestanden°

Da es somit an den Voraussetzungen des 5 5 Abs° 1 FRG
fehlt, ist der Entschädigungsanspruch des Klägers nicht

begründeto Seine Revision war nach 5 170 Abs„ 1 SGG

zurückzuweisen°
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